
Kundmachung 
des Österreichischen 

Rechtsanwaltskammertages 
 
Die Vertreterversammlung des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages hat bei 
ihrer Tagung am 8. Mai 2009 beschlossen: 

Änderung der „Allgemeinen Honorar-Kriterien“ 

(AHK, kundgemacht auf der Homepage des Österreichischen 
Rechtsanwaltskammertages [http://www.rechtsanwaelte.at] am 10. Oktober 2005 und 
am 28. April 2008), die, wenn nichts anderes vorgesehen, mit ihrer Kundmachung in 
Kraft tritt: 

§ 13 lautet nunmehr wie folgt: 
 
(1) Die Kriterien der §§ 8 Abs 1 sowie 9 bis 12 sind sinngemäß anzuwenden auf 

Leistungen des Rechtsanwalts in  
a) Verwaltungsstrafverfahren wegen Übertretungen, die mit Geldstrafe bis zu 

2.180 Euro bedroht sind, gemäß § 9 Abs 1 Z 1;  
b) Verwaltungsstrafverfahren wegen Übertretungen, die mit Geldstrafe zwischen 

2.180 Euro bis 4.360 Euro bedroht sind, gemäß § 9 Abs 1 Z 2;  
c) Verwaltungsstrafverfahren wegen Übertretungen, die mit Geldstrafe über 

4.360 Euro oder mit Haft bedroht sind, gemäß § 9 Abs 1 Z 3;  
d) Finanzstrafverfahren vor dem Spruchsenat gemäß § 9 Abs 1 Z 3;  
e) sonstigen finanzbehördlichen Strafverfahren gemäß § 9 Abs 1 Z 2;  
f) Disziplinarverfahren, je nach Schwere des Vorwurfes, gemäß § 9 Abs 1 Z 1 

bis Z 3. 
(2) In Verwaltungsstrafverfahren wegen Übertretungen, die nur mit Geldstrafe bis zu 

730 Euro bedroht sind, ist es angemessen die Leistungen des Rechtsanwalts 
unter Zugrundelegung einer Bemessungsgrundlage von 1.450 Euro nach den 
Bestimmungen des RATG zu entlohnen.  
Sind mehrere Verwaltungsstrafsachen Gegenstand eines gemeinsamen 
Verfahrens, so ist für die Honorarberechnung die höchste der einzeln 
angedrohten Strafen maßgebend.  

(3) Ist der Verfall von Gegenständen angedroht, erhöht sich die 
Bemessungsgrundlage jeweils um den Wert derselben.  

(4) Auf Leistungen im Berufungsverfahren in Verwaltungsstrafsachen ist § 9 insofern 
sinngemäß anzuwenden, als gleich offiziosen Strafsachen vor den Gerichten zu 
unterscheiden ist, ob die Berufung sich auf die Bekämpfung der Strafhöhe 
beschränkt oder darüber hinausgeht. Bei Ermittlung der Bemessungsgrundlage 
sind die für das erstinstanzliche Verfahren geltenden Kriterien angemessen. 

 

DER ÖSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG  
Dr. Gerhard Benn-Ibler  

Präsident 

Kundgemacht auf der Homepage des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages 
(http://www.rechtsanwaelte.at) am 11. Mai 2009. 


